
Bndlich Chancengleichheit schaffen

dem Ziel zu prüfen, behinderten
Menschen den vollen Regelsatz zu
ermöglichen. Menschen mit Be-
hinderung, die mit anderen Er-
wachsenen in einem gemeinsamen

Haushalt leben, erhalten ab dem
25. Lebensiahr nur 80 Prozent des

Hartz-IV-Regelsatzes.,,Das betrifft
vor allem Menschen mit Behinde-
rung. die noch bei ihren Eltem le-
ben. Ihnen werden Monat für Mo-
nat 73 Euro vorenthalten", kriti-
siert VdK-Präsidentin Ulrike Ma-
scher. Sie fordert: ,,Es muss noch
in diesem |ahr der volle Regelsatz
kommen." Geschieht dies nicht,
will der Sozialverband VdK recht-
Iich dagegen vorgehen.

Darüber hinaus stößt das Bil-
dungspaket nicht nur beim Sozial-

Kinder und Menschen mit Behinderung werden bei Hartz lV benachteiligt

Die im Frühiahr dieses fahres
beschlossene Hartz-IV-Reform
mit den neu berechneten Regel-
sätzen erfüllt nicht die Vorgaben
des Bundesverfassungsgerichts.
Deshalb erwägt der Sozialver-
band VdK rechtliche Schritte.

Gutachten der Hans-Böckler-Stif-
tung bestätigen den VdK in seiner
Alffassung, dass die Regelbedarfe
im Hartz-IV-System weiterhin ver-
fassungswidrig sind. So werfen die
Wissenschaftler der Regierung me-
thodische Fehler bei der Neube-
rechnung der Regelsätze für Hadz.
lV-Empfäinger vor. Im Eryebnis sei

dadurch die letzte Erhöhung des

Hartz-ry-Regelsatzes um 5 auf 364
Euro kleingerechnet worden.

Ein Beispiel: Der Gesetzgeber
will, dass einmalige Bedarfe wie
Brillen, Waschmaschinön und
Fahrräder grundsätzlich durch An-
sparen gedeckt werden. Nach Er-
fahrung des VdK ist dies jedoch
unrealistisch. Es sei nicht möglich,
die Kosten für langlebige und
meist teure Verbrauchsgüter aus
der bestehenden Hartz.IV-Regel-
Ieistung anzusparen. Deshalb for-
dert der VdK, dass Hartz-Iv-Emp-
fängem diese Leistungen wieder
gewährt werden.

Ein weiterer Kdtjkpunld ist die
Benachteiligung von Menschen
mit Behinderung. Die Bundesre-
gierung hatte im Vermittlungsver-
fahren zum Hartz-Iv-Kompromiss
zugesagt, die neue Regelung mit

verband VdK auf verfassungs
rechtliche Bedenken. Auch die
Autoren der Gutachten beänstan-
den, dass bedürftige Kinder nur
dort Anspruch auf Bildungs- und
Teilhabeleistungen - wie Musik-
unterricht oder Mitgliedschaft im
Tumverein - haben, wo dies auch
angeboten wird-

Cenerell bezweifelt der Sozialver-
band VdK, dass diese Leistungen
hinsichtlich Art, Höhe und Umfang
den gesamten Bildungs- und Teilha-
bebedarf abdecken. Zur Verwirk-
lichung von Chancengleichheit füh-
re jedoch kein Weg am qualitativen
und quantitadven Au-f- und Aus-
bau einer sozialen Infrastruktur
von Kindertageseinrichtungen und
Ganztagsschulen vorbei. ikl


